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Erstes Kapitel: Einleitung 

Der Beginn der neunziger Jahre steht in der Fachliteratur internationaler 
Beziehungen für das Kapitel „Auflösung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken (UdSSR oder Sowjetunion)“. Bekannt ist, dass mit der 
sowjetischen Auflösung eine bedeutende Änderung der Innen- und Außen-
politik ehemaliger UdSSR Saaten sowie auch weiterer Ostblockstaaten ver-
bunden ist. Weniger bekannt ist die Tatsache, dass bereits vor dieser um-
fangreichen Neugestaltung der politischen Grenzen die ersten Bausteine für 
enen verstärkten wirtschaftlichen Dialog zwischen west- und osteuropäi-
schen Staaten gelegt wurden. 

Mitgliedstaaten der damaligen Europäischen Gemeinschaft (EG) began-
nen ab Ende der achtziger Jahre bilaterale Investitionsschutzabkommen 
(englisch: Bilateral Investment Treaty, BIT)1 mit osteuropäischen Staaten 
und mit Nachfolgestaaten der Sowjetunion abzuschließen.2 Die genannten 
Abkommen sollten die gegenseitigen Investitionen vorantreiben und einer 
wirtschaftlichen Annäherung dieser Staaten an den europäischen bzw. glo-
balen Markt dienen.3 

____________________ 

1  Einen kurzen Überblick über den Begriff der BITs verschafft Dolzer/Schreuer, 
Principles of International Investment Law 2. Auflage 2012, S. 13 f. 

2  Johannsen, Die Kompetenz der Europäischen Union für ausländische Direktinves-
titionen nach dem Vertrag von Lissabon, Tietje/ Kraft/ Lehmann (Hrsg.), BzTW 
2009, Heft 90, S. 28, Fn. 119 nennt als Beispiel die bilateralen Investitionsschutz-
abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit Bulgarien (1986); der Tschecho-
slowakischen Republik (1990); Griechenland (1963); Estland (1992); Lettland 
(1996); Litauen (1992); Polen (1989); Rumänien (1996); Slowenien (1993) und 
Ungarn (1987). 

3  Shan/Zhang, The Treaty of Lisbon: Half Way toward a Common Investment Po-
licy, EJIL Vol. 21 Nr. 4, 2011, S. 1049 (1065); Pressemitteilung der Europäischen 
Kommission vom 18.6.2015, Kommission fordert Mitgliedstaaten zur Beendigung 
ihrer EU-internen bilateralen Investitionsschutzabkommen auf, abrufbar unter 
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-15-5198_de.htm. 
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Im Rahmen der letzten drei Erweiterungsrunden der Europäischen Union 
(EU) am 1.5.2004,4 1.5.20075 und am 1.7.20136 traten dreizehn osteuropä-
ische und mediterrane Staaten der EU bei (EU-13). Damit erlangten die 
zwischen ihnen und den älteren Mitgliedstaaten abgeschlossenen Investiti-
onsschutzabkommen einen innereuropäischen Charakter. Bis zu dieser Ent-
wicklung in 2004 bildeten bilaterale Investitionsschutzabkommen zwischen 
Mitgliedsstaaten der EU (Intra-EU BITs) eine Ausnahme.7 Die zwei be-
kannten Beispiele waren die deutschen BITs mit Griechenland (1961)8 und 
Portugal (1982)9. Diese Abkommen wurden jedoch kein einziges Mal her-
angezogen, um eine Investor-Staat Rechtstreitigkeit beizulegen.10 Erst als 
die Anzahl von Intra-EU BITs fast zweihundert erreichte, begann deren 
praktische Bedeutung zu steigen.11 Zwar wurden einige Intra-EU BITs von 
Irland und Italien in den Jahren 2012 und 2013 gekündigt, sodass die Zahl 
von Intra-EU BITs geringfügig abnahm.12 Durch den Beitritt Kroatiens in 
____________________ 

4  Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Re-
publik, Ungarn und Zypern. (Beitrittsvertrag veröffentlicht im Abl. EU L 236 vom 
23.9.2003). 

5  Bulgarien und Rumänien. (Beitrittsvertrag veröffentlicht im Abl. EU L 157 vom 
21.6.2005) . 

6  Kroatien (Beitrittsvertrag veröffentlicht im Abl. EU L 112 vom 24.4.2012). 
7  Poulain, Note - 26 octobre 2010, Sentence ad hoc selon réglement CNUDCI ren-

due à Francfort sous l'égide de la Cour permanente d'arbitrage (CPA N° 2008-13), 
Revue de l'Arbitrage, (Comité Français de l'Arbitrage 2011, Volume 2011 Issue 1) 
S. 259 - 276 (259). 

8  Der Vertragstext ist abrufbar unter http://investmentpolicyhub.unctad.org/Down-
load/TreatyFile/1329. 

9  Der Vertragstext ist abrufbar unter http://investmentpolicyhub.unctad.org/Down-
load/TreatyFile/1394. 

10  Ein wichtiger Grund dafür ist die Tatsache, dass der deutsch-griechische BIT keine 
Schiedsklausel für die Beilegung von Investor-Staat Streitigkeiten enthält (vgl. 
auch Chaisse, Greek debt restructuring, Abaclat v. Argentina and investment treaty 
commitments: the impact of international investment agreements on the Greek 
default in International Economic Law after the Global Crisis, Lim/Mercurio 
(Hrsg.), 2015, S. 317); De Mestral, The Lisbon Treaty and the Expansion of EU 
Competence Over Foreign Direct Investment and the Implications for Investor-
State Arbitration, YIILP, 2009-2010, Sauvant (Hrsg.), S. 386. 

11  Der Jahresbericht des EU Wirtschafts- und Finanzausschusses vom 13.12.2011 
ging im Jahr 2011 von 176 Intra-EU BITs aus, (vgl. Rn. 22), abrufbar unter 
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-18451-2011-INIT/en/pdf; 
Shan/Zhang, The Treaty of Lisbon: Half Way toward a Common Investment Po-
licy, EJIL Vol. 21 Nr. 4, 2011, S. 1049 (1065) zählten im Jahr 2011 hingegen 191 
Intra-EU BITs. 

12  Die von dem EU Wirtschafts- und Finanzausschuss mitgeteilte Zahl von Intra-EU 
BITs sowie die Aufzählung von Shan und Zhang (vgl. Ebenda), berücksichtigen 
allerdings die Kündigung aller irischen und italienischen Intra-EU BITs in 2012 
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die EU nahm die Zahl an Intra-EU BITs im Jahr 2013 jedoch wieder zu.13 
Im Frühjahr 2017 kündigte auch Rumänien insgesamt 22 bestehende BITs 
mit anderen EU Mitgiedstaaten.14 Damit dürfte die Gesamtzahl von Intra-
EU BITs bei ca. 170 liegen.15 Intra-EU BITs sind streng von Extra-EU BITs 
zu trennen, welche bilaterale Abkommen zwischen einem EU-Mitgliedstaat 
auf der einen und einem Drittstaat - also nicht EU Staat - auf der anderen 
Seite darstellen.16 

Ein weiteres internationales Investitionsschutzabkommen, das im Inte-
resse einer Integration der Energiesektoren osteuropäischer Staaten in den 
globalen Markt abgeschlossen worden ist, ist der Energiecharta Vertrag 
(Energy Charter Treaty, ECT) aus dem Jahr 1994.17 Unter den derzeitigen 
53 Mitgliedern des ECT befinden sich u.a. alle Mitgliedstaaten der EU so-
wie die EU in ihrer Eigenschaft als Staatengemeinschaft.18 Der ECT ist ein 
multilaterales Investitionsschutzabkommen, das den Schutz ausländischer 
Investitionen zwischen seinen Vertragsstaaten regelt und damit den Zu-

____________________ 

und 2013 (vgl. dazu Commission staff working document on Capital Movements 
and Investments in the EU, Commission Services’ Paper on Market Monitoring 
vom 5.3.2015 SWD (2015) 58 final, S. 22) sowie den EU-Beitritt Kroatiens in 
2013 nicht. Mit der Kündigung aller italienischen Intra-EU BITs (11) und des ein-
zigen irischen BITs mit der Tschechischen Republik dürfte die Gesamtzahl von 
Intra-EU BITs um 12 abgenommen haben. 

13  Der Beitritt Kroatiens führte anschließend zu einem Zuwachs von 21 Intra-EU 
BITs (vgl. Aufstellung der bilateralen Investitionsschutzabkommen nach Artikel 4 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1219/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Einführung einer Übergangsregelung für bilaterale Investitions-
schutzabkommen zwischen den Mitgliedstaaten und Drittländern Abl. EU C 
131/02 vom 8.5.2012, abrufbar unter http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ 
TXT/PDF/?uri=OJ:C:2013:131:FULL&from=EN). 

14  Mit dem Gesetz Nummer 18/2017, veröffentlicht im rumänischen Gesetzblatt 
Nummer 198 / 2017 vom 21.3.2017. 

15  Die EU-Kommission schätzte die Gesamtzahl an Intra-EU BTs im Jahr 2014 wei-
terhin auf circa 190 (vgl. Überwachungsmaßnahmen und Analyse der EU-Kom-
mission zum freien Kapitalverkehr vom 17.10.2014, abrufbar unter http://ec.eu-
ropa.eu/internal_market/capital/analysis/monitoring_activities_and_analysis/in-
dex_en.htm#maincontentSec5); Mit der Kündigung der Intra-EU BITs dürfte die 
Anzahl nun bei ca. 170 liegen. 

16  Dolzer/Schreuer, Principles of International Investment Law 2. Auflage 2012, S. 
12. 

17 Dieser trat am im April 1998 in Kraft (vgl. Hobér, Investment Arbitration and the 
Energy Charter Treaty, Journal of International Dispute Settlement, Vol. 1, No. 1 
(2010), S. 153–190, (154)). 

18  Vgl. Liste der Mitgliedstaaten auf der offiziellen Webseite des Energy Charta, ab-
rufbar unter http://www.energycharter.org/who-we-are/members-observers/.  



Erstes Kapitel: Einleitung 

 
28 

wachs gegenseitiger Investitionen innerhalb seines Geltungsbereichs för-
dert.19 Dieser multilaterale Vertrag bildet gemeinsam mit Intra-EU BITs die 
Grundlage für Investor-Staat Schiedsverfahren innerhalb der EU Grenzen 
(A.). 

Im Jahr 2014 legte das United Nations Conference on Trade and Deve-
lopment (UNCTAD) die Gesamtzahl der intraeuropäischen Investitions-
schiedsverfahren auf 88 fest (15% aller internationalen Investitionsschieds-
verfahren).20 Diese Zahl beinhaltet intraeuropäische Investitionsschiedsver-
fahren sowohl auf Grundlage von Intra-EU BITs als auch des ECTs. Zu 
welchen Rechtsproblemen intreaeuropäische Investitionsschiedsverfahren 
führen (B.) und welche Ansätze sowie Entwicklungen zu einer Lösung die-
ses Problems beitragen könnten (C.), werden im Rahmen dieser Einführung 
in Kürze dargelegt. Die Einleitung endet mit Angaben über den Aufbau der 
Untersuchung und einer Schilderung, wie die Rechtslage im Hinblick auf 
intraeuropäische Investitionsschutzabkommen nachfolgend untersucht wird 
(D.). 

A. Intraeuropäische Investitionsschiedsverfahren durch                         
Investitionsschutzabkommen 

Investitionsschutzabkommen sind völkerrechtliche Verträge, die zwischen 
zwei oder mehreren Staaten abgeschlossen werden. Vor deren Abschluss 
wird der Inhalt von den Vertragsstaaten im Idealfall ausgehandelt und der 
genaue Regelungsumfang bestimmt.21 Aufgrund unterschiedlicher Interes-
sen von Vertragsstaaten werden Investitionsschutzabkommen nicht einheit-
lich formuliert. So weichen Intra-EU BITs dem Wortlaut nach voneinander 
ab und enthalten jeweils einen unterschiedlichen Regelungsumfang. Der 
ECT bereichert die zahlreichen Formulierungsbeispiele für investitions-
rechtliche Bestimmungen um ein weiteres Beispiel. 

Trotz des unterschiedlichen Wortlauts und Regelungsumfangs ist den In-
vestitionsschutzbestimmungen jedoch gemeinsam, dass sie die rechtliche 
Sicherheit von Investoren bezwecken, indem sie u.a. Entschädigungen für 

____________________ 

19  Vgl. dazu ausführlich 3. Kapitel, A. 
20  UNCTAD Bericht „Investor-State Dispute Settlement: An Information Note on the 

United States and the European Union“, IIA Issue Notes Nr. 2 (2014), S. 6, abruf-
bar unter http://unctad.org/en/PublicationsLibrary/webdiaepcb2014d4_en.pdf. 

21  Teilweise werden auch Vorlagen für die BITs herangezogen. Ein Beispiel dafür ist 
der sog. German Model BIT 2008, abrufbar unter http://www.italaw.com/si-
tes/default/files/archive/ita1025.pdf. 
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Enteignungen sowie Rechtsschutz vor unabhängigen internationalen 
Schiedsgerichten vorsehen.22 Unter den Standards für die Stärkung des An-
legerschutzes befinden sich in den meisten Intra-EU BITs sog. umbrella 
clauses, most-favoured nation clauses (MFN), national treatment clauses, 
expropriation clauses, non-discrimination clauses, full protection and 
security clauses und fair and equitable treatment clauses.23 Viele dieser 
Schutzklauseln finden sich im Kapitel III des Energiecharta-Vertrags (För-
derung und Schutz von Investitionen) wieder. 

Der Investor kann sich auf die genannten Schutzstandards im Rahmen 
eines investitionsrechtlichen Schiedsverfahrens berufen. Die Grundlage für 
solche Schiedsverfahren sind die in Intra-EU BITs oder im Kapitel V des 
ECT (Streitbeilegung) enthaltenen Schiedsklauseln.24 Sie sehen die 
schiedsgerichtliche Lösung von Rechtsstreitigkeiten zwischen dem Investor 
und dem Gaststaat vor.25 Um die Zuständigkeit eines Schiedsgerichts für 

____________________ 

22  Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom 18.6.2015, Kommission for-
dert Mitgliedstaaten zur Beendigung ihrer EU-internen bilateralen Investitions-
schutzabkommen auf, abrufbar unter http://europa.eu/rapid/press-release_IP-15-
5198_de.htm; Dolzer/Schreuer, Principles of International Investment Law 2. Auf-
lage 2012, S. 13 f. 

23  Wierzbowski/Gubrynowicz, Conflict of norms stemming from intra-eu BITs and 
EU legal obligations, in International Investment Law for the 21st Century: Essays 
in Honour of Christoph Schreuer von Binder/Kriebaum/Reinisch/Wittich (Hrsg.), 
2009, S. 544 f; Die einzelnen Begriffe werden im folgenden Kapitel näher erläu-
tert. 

24  Allgemein können auch Schiedsklauseln in den konkreten Investitionsverträgen 
zwischen dem Gaststaat und dem Investor sowie eine nationalgesetzliche Aner-
kennung der Schiedsgerichtsbarkeit die Grundlage für ein Investitionsschiedsver-
fahren bilden (vgl. dazu Dolzer/Schreuer, Principles of International Investment 
Law 2. Auflage 2012, S. 254 ff.). Bislang waren jedoch weder nationalgesetzliche 
Verweise auf Schiedsgerichte noch Investitionsverträge zwischen Gaststaat und 
Investor die Grundlagen für eine intraeuropäische Investitionsstreitigkeit. 

25  Vgl. als Beispiel Art. 7 (2) BIT zwischen Schweden und Rumänien sieht alternativ 
eine institutionelle Schiedsgerichtsbarkeit vor dem ICSID oder vor einem ad hoc 
Schiedsgericht vor: „If any such dispute cannot be settled within three months 
following the date on which the dispute has been raised by the investor through 
written notification to the Contracting Party, each Contracting Party hereby 
consents to the submission of the dispute, at the investor’s choice, for resolution 
by international arbitration to either: (i) the International Centre for Settlement of 
Investment Disputes (ICSID) for settlement by conciliation or arbitration under 
the Washington Convention of 18 March 1965 on the Settlement of Investment Dis-
putes between States and Nationals of Other States, (the Washington Convention); 
or (ii) an ad hoc tribunal set up under the Arbitration Rules of the United Nations 
Commission on International Trade Law (UNCITRAL)“. 
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den Rechtsstreit anzunehmen, wird vorausgesetzt, dass sowohl der Heimat-
staat des Investors als auch der Gaststaat die Zuständigkeit eines Investiti-
onsschiedsgerichts anerkennen. Die Anerkennung erfolgt in der Praxis eben 
durch den Abschluss eines BITs mit Schiedsklausel oder der Ratifizierung 
des ECT.26 Durch die Erhebung der Schiedsklage unterwirft sich anschlie-
ßend auch der Investor konkludenter Weise im konkreten Rechtsstreit unter 
die Zuständigkeit des Schiedsgerichts.27 

Oft enthalten Schiedsklauseln in Investitionsschutzabkommen auch An-
gaben darüber, ob eine sog. Schiedsinstitution im Streitfall für die Aufstel-
lung des Schiedsgerichts anzurufen28 und nach welchen Regeln der 
Schiedsprozess durchzuführen ist.29 Schiedsinstitutionen sind Einrichtun-
gen, deren Aufgabe es ist, die Schiedsverfahren zu administrieren.30 Sie ha-
ben ihre eigenen institutionellen Verfahrensregeln, die genau festlegen, wie 
das Schiedsverfahren von der Zusammenstellung des Schiedsgerichts für 
den jeweiligen Rechtsstreit bis zum Erlass des Schiedsspruchs durchzufüh-
ren ist.31 Als geeignetes Beispiel für eine Schiedsinstitution, die im Intra-
EU Zusammenhang eine große Popularität genießt, kann das International 
Center for the Settlement of Investment Disputes (nachfolgend ICSID) ge-
nannt werden. Mit der Ausnahme von Polen haben alle EU-Mitgliedstaaten 
das Washington Convention on the Settlement of Investment Disputes 
between States and Nationals of other States ratifiziert und somit die Regeln 
der ICSID als Institution für die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
anerkannt.32 Neben den ICSID Regeln ziehen Streitparteien bei Investiti-
onsstreitigkeiten oft auch die Regeln der United Nations Commission on 

____________________ 

26  Dolzer/Schreuer, Principles of International Investment Law 2. Auflage 2012, 
S. 257 ff. 

27  Zu der Grundlage für die Zuständigkeit von Investitionsschiedsgerichten für In-
vestor-Staat-Streitigkeiten, vgl. Hofmann, Internationale Investitions-Schiedsge-
richtsbarkeit. Paralleljustiz im Namen des Geldes?, Betrifft Justiz 30 (2014), S. 
194-201 (196 ff.). 

28  Vgl. als Beispiel Art. 7 (2) BIT zwischen Schweden und Rumänien. 
29  Beispiel: Art. 8 (5) BIT zwischen den Niederlanden und der Tschechischen Re-

publik: „The arbitration tribunal determines its own procedure applying the arbit-
ration rules of the United Nationes Commission for International Trade Law (UN-
CITRAL)“. 

30  Schröder, in: Graf Vitzthum (Hrsg.), Völkerrecht, 6. Auflage 2013 S. 620 Rn. 76. 
31  Duve/Rösch, Lösen internationale Gerichte die internationale Schiedsgerichtsbar-

keit auf?, ZVglRWiss 114 (2015) 387–406 (391 f.). 
32  Die Angabe in Wierzbowski/Gubrynowicz, Conflict of norms stemming from intra-

eu BITs and EU legal obligations, in International Investment Law for the 21st 
Century: Essays in Honour of Christoph Schreuer von Binder/Kriebaum/Rei-
nisch/Wittich (Hrsg.), 2009, S. 545, Fußnote 4 nicht ganz zutreffend. 
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International Trade Law (UNCITRAL), des Internationalen Schiedsge-
richtshofs der Internationalen Handelskammer (ICC), des Schiedsgerichts 
der Stockholmer Handelskammer (SCC), des Londoner Internationalen 
Schiedsgerichts (LCIA) sowie der Deutschen Institution für Schiedsge-
richtsbarkeit (DIS) heran, obwohl diese ursprünglich für die Handels-
schiedsgerichtsbarkeit konzipiert wurden.33 Somit werden Investitionsstrei-
tigkeiten zum Großteil vor institutionellen Schiedsgerichten oder zumindest 
unter Anwendung von deren Schiedsordnungen beigelegt.34  

In der Praxis reicht der Investor, der eine Verletzung seiner Rechte aus 
dem Investitionsschutzvertrag durch den Gaststaat behauptet, einen Antrag 
auf die schiedsgerichtliche Lösung des Rechtstreits bei der - falls vorhanden 
- vertraglich bestimmten Schiedsinstitution ein.35 Anschließend wird ein 
sog. Tribunal oder Schiedsgericht von den Streitparteien (und wenn verein-
bart, dann mithilfe der Institution) zusammengestellt, welches dann die 
Rechtslage beurteilt und eine Entscheidung über den Rechtsstreit trifft. Da 
Gaststaaten oft ihre Zustimmung zur schiedsgerichtlichen Beilegung des je-
weiligen Rechtsstreits bestreiten, stellt die Frage der Zuständigkeit des 
Schiedsgerichts einen wesentlichen Bestandteil des Rechtsstreits dar. In sol-
chen Fällen trennen Schiedsgerichte das Schiedsverfahren sogar teilweise 
auf und entscheiden über die eigene Zuständigkeit in einem gesonderten 
Schiedsspruch.36 

____________________ 

33  Böckstiegel, The Future of International Investment Law – Substantive Protection 
and Dispute Settlement, in: Bungenberg/Griebel/Hobel/Reinisch (Hrsg.), Interna-
tional Investment Law: A Handbook, 2015, S. 1863 Rn. 2. 

34  Duve/Rösch, Lösen internationale Gerichte die internationale Schiedsgerichtsbar-
keit auf?, ZVglRWiss 114 (2015) 387–406 (395). 

35  Bei ICSID beispielsweise erfolgt der Antrag über Artikel 36 der ICSID Konven-
tion; Die Schiedsvereinbarungen in den BITs legen in der Regel eine oder mehrere 
alternative Schiedsinstitutionen für die Streitbeilegung fest (Beispiel Art. 7 (2) BIT 
zwischen Schweden und Rumänien (siehe Fußnote 24). 

36  Dolzer/Schreuer, Principles of international investment law (2012) S. 284; Intraeu-
ropäische Beispiele für solche geteilte Schiedsverfahren sind u.a. Electrabel S.A. 
v. The Republic of Hungary, ICSID Case No. ARB/07/19, Decision on Jurisdic-
tion, Applicable Law and Liability, 30.11.2012; Ioan Micula, Viorel Micula, S.C. 
European Food S.A., S.C. Starmill S.R.L. and S.C. Multipack S.R.L. v. Romania, 
ICSID Case No. ARB/05/20, Decision on Jurisdiction, 24.9.2008; Achmea B.V. v. 
The Slovak Republic, UNCITRAL, PCA Case No. 2008-13 (formerly Eureko B.V. 
v. The Slovak Republic), Award on Jurisdiction, Arbitrability and Suspension, 
26.10.2010. 
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B. Darstellung des Problems 

Der oben beschriebene Weg wiederspiegelt auch die Entstehungsgeschichte 
zahlreicher Investitionsschiedsverfahren zwischen Investoren aus einem 
EU Mitgliedstaat und Gaststaaten, die ebenfalls EU Mitglieder sind.37 In 
intraeuropäischen Investitionsschiedsverfahren auf Grundlage von Intra-
EU BITs beriefen sich beklagte EU-Mitgliedstaaten in den letzten Jahren 
vermehrt auf die Ungültigkeit von intraeuropäischen Investitionsschutzab-
kommen und der daraus folgenden Nichtzuständigkeit des berufenen 
Schiedsgerichts.38 Die Argumentation wird darauf gestützt, dass das 
Schiedsgericht auf Grundlage des betroffenen BITs zusammengestellt wor-
den sei. Seit dem Beitritt des ursprünglichen Nichtmitglieds in die EU, habe 
das bilaterale Abkommen jedoch einen neuen Charakter erlangt. Nun han-
dele es sich um einen BIT zwischen zwei Mitgliedstaaten der EU, also um 
einen Intra-EU BIT. Solche Abkommen seien allerdings sowohl aus völker- 
als auch aus europarechtlicher Perspektive unwirksam.39 Die Intra-EU BITs 
hätten mit Beitritt des ursprünglichen Nichtmitglieds in die EU ihre Wirk-
samkeit verloren. Daher seien die auf Grundlage solcher BITs konstituierten 
Schiedsgerichte für den Rechtsstreit nicht zuständig.40 Mit dieser (hier in 
Kürze vorgetragenen) Begründung beantragten beklagte Mitgliedstaaten 

____________________ 

37 Bekannte Beispiele, die im Laufe der Bearbeitung näher analysiert werden, sind 
die Verfahren: Electrabel S.A. v. The Republic of Hungary, ICSID Case No. 
ARB/07/19; Ioan Micula, Viorel Micula, S.C. European Food S.A., S.C. Starmill 
S.R.L. and S.C. Multipack S.R.L. v. Romania, ICSID Case No. ARB/05/20; Eastern 
Sugar B.V.(Netherlands) v. The Czech Republic, SCC Case No. 088/2004; AES 
Summit Generation Limited, AES-Tisza Erömü Kft v. The Republic of Hungary, 
ICSID Case No. ARB/07/22; Binder v. The Czech Republic, UNCITRAL; Jan 
Oostergetel and Theodora Laurentius v. The Slovak Republic, UNCITRAL. 

38  Diese Argumentation wurde zum ersten Mal von der Tschechischen Republik in 
Eastern Sugar B.V.(Netherlands) v. The Czech Republic, SCC Case No. 088/2004 
vorgetragen (Vgl. dazu auch Weiss/Steiner, The investment regime under Article 
207 of the TFEU – a legal conundrum: the scope of ´foreign direct investment´ and 
the future of intra-EU BITs, in Investment Law within International Law, Integra-
tionist Perspektives, Baetens (Hrsg.), 2013, S. 355-374 (367). 

39  Eastern Sugar B.V.(Netherlands) v. The Czech Republic, SCC Case No. 088/2004, 
Partial Award vom 27.3.2007, Rn. 95-113; R.J. Binder v. Czech Republic, UNCI-
TRAL, Award on Jurisdiction, 6.6.2007, Rn. 12 ff.; Achmea B.V. v. The Slovak 
Republic, UNCITRAL, PCA Case No. 2008-13 (formerly Eureko B.V. v. The Slo-
vak Republic), Award on Jurisdiction, Arbitrability and Suspension, 26.10.2010, 
Rn. 9, 20 ff.; Jan Oostergetel and Theodora Laurentius v. The Slovak Republic, 
UNCITRAL, Decision on Jurisdiction, 30.4.2010., Rn. 108. 

40  Ebenda. 


